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Wende: Maienzug- 
Vorabend jetzt 
doch bewilligt

Aarau «Unser Gesuch wurde 
heute Abend bewilligt, der Mai-
enzug-Vorabend findet wie ge-
wohnt statt.» Das sagte Alessan-
dro Crivaro, Präsident des Ver-
eins Gastro Altstadt Aarau, am 
Montagabend gegenüber der 
«Aargauer Zeitung». Und das 
nur gerade fünf Tage nach der 
Mitteilung der Stadt, wonach das 
Gesuch des Vereins Maien-
zug-Vorabend wegen der fehlen-
den Depotpflicht bei den Be-
chern nicht bewilligt werden 
könne. Crivaro sagt: «Im Mo-
ment kann ich nicht darüber re-
den, wie die letzten Tage waren. 
Xenia Kurth und ich haben prak-
tisch rund um die Uhr gearbeitet. 
Jetzt geht es vorwärts, jetzt geht 
es um den Vorabend.»

Laut Crivaro habe man mit 
dem bisherigen Becherlieferan-
ten eine Lösung mit Depot ge-
funden. «Wir werden Jetons auf 
allen Gebinden haben, also auf 
den Mehrwegbechern, den Bier-
dosen und auf PET.» Sämtliche 
der über 60 teilnehmenden 
Gastrobetriebe werden die glei-
chen Jetons verteilen. Um diese 
auszuzählen, immerhin über 
150 000 Stück, kommt der Lie-
ferant mit einem 30-köpfigen 
Team nach Aarau. Weiter um-
fasst das nun bewilligte Gesuch 
die Arbeit und das Konzept des 
bisher verantwortlichen Vereins 
Maienzug-Vorabend.

Ausgegeben werden Mehr-
wegbecher à 4 dl. Als Einheits-
grösse für alle. Unterschiedlich 
grosse Becher am Vorabend ein-
zusetzen, zum Beispiel für Shots 
oder Espressi, liege nun aus 
Zeitgründen einfach nicht mehr 
drin, so Crivaro. «Damit muss 
sich jetzt jeder arrangieren. 
Denn jetzt ist es einzig und allein 
um die Frage gegangen, ob wir 
einen Maienzug-Vorabend wol-
len – oder nicht.» (ksc)

 

Kein Bürgerrecht für Ladendieb
Jugendlicher klaute, als sein Einbürgerungsprozess lief: Jetzt verwehrt ihm der Grosse Rat den Schweizer Pass.

Dominic Kobelt

Der Grosse Rat musste an der 
gestrigen Sitzung über eine Ein-
bürgerung entscheiden. Die Ge-
meinde hatte dem Gesuchsteller 
das Gemeindebürgerrecht im 
Dezember 2020 zugesichert. 
Nach dem Entscheid der Ge-
meinde wurde im Rahmen der 
Abklärungen auf Kantonsebene 
festgestellt, dass der Jugendli-
che nach dem Gemeindeent-
scheid bei einem Ladendieb-
stahl erwischt wurde.

Der Jugendliche wurde im 
Frühjahr 2021 bei einem Dieb-
stahl eines USB-Netzadapters 
und eines Hemdes erwischt. Da-
bei gab er an, dass er bereits zwei 
Mal zuvor T-Shirts aus dem La-
den geklaut hatte – die Waren 
hatten zusammen einen Wert 
von 122.90 Franken. Die Einbür-
gerungskommission des Gros-
sen Rates hat die Umstände ge-
nau untersucht, bekam reihum 
gute Prognosen, und empfahl 
die Einbürgerung zur Annahme, 
allerdings denkbar knapp: Der 
Beschluss fiel mit Stichentscheid 
des Kommissionspräsidenten 
Sander Mallien.

Nur eine Übertretung oder 
Respektlosigkeit?
Dieser erklärt den Grossrätin-
nen und Grossräten den Sach-
verhalt: Es handle sich beim La-
dendiebstahl des damals 15-jäh-
rigen Schülers lediglich um eine 
Übertretung. «Eine Beschwerde 
würde, aufgrund der bisherigen 
Praxis, mit an Sicherheit gren-
zender Wahrscheinlichkeit gut-
geheissen.» Anders sah das die 
Ratsrechte: «Der Erhalt des 
Schweizer Passes ist der Ab-
schluss einer erfolgreichen Inte-
gration», erklärte Roland Büchi 

(SVP). Dazu gehöre auch, sich 
an die Gesetze zu halten. 
«Mehrfacher Diebstahl ist keine 
Bagatelle – es zeugt von einer 
kriminellen Energie.» Auch die 
FDP sah dies ähnlich. Beat Kä-
ser erklärte, man müsse dem 

Schweizer Pass Sorge tragen. 
«Wenn jemand während des 
Einbürgerungsprozesses meh-
rere Diebstähle begeht, ist das 
respektlos und frech. Unsere 
 Werte werden so mit Füssen ge-
treten.» Rita Brem-Ingold (Die 

Mitte) sprach von einem «Tolg-
gen im Reinheft». Ansonsten sei 
dem Jugendlichen nichts vorzu-
werfen. Er sei gut integriert und 
vernünftig genug, nun den rech-
ten Weg zu gehen. Und Luzia 
Capanni (SP) fragte die Grossrä-

tinnen und Grossräte, ob ihnen 
im Jugendalter nicht auch ein-
mal eine Dummheit passiert sei. 
Der Jugendliche habe seinen Le-
bensmittelpunkt in der Schweiz 
und habe sich nichts mehr zu 
Schulden kommen lassen.

Auch Mitte-Politiker waren 
gegen Einbürgerung
Harry Lütolf (Die Mitte) vertrat 
nicht die gleiche Position wie 
seine Parteikollegin Brem- 
Ingold. «Der junge Mann hatte 
seine Chance. Die Einbürgerung 
ist nicht ein Instrument zur Re-
habilitierung.» Der Mann könne 
in zwei oder drei Jahren wieder 
ein Gesuch stellen – «zuerst soll 
er sich aber ein, zwei Jahre be-
währen.» Es sei dumm gewe-
sen, das Delikt während des Ein-
bürgerungsverfahrens zu bege-
hen, sagte Lütolf. «Dummheit 
ist nicht strafbar, aber wir müs-
sen sie auch nicht belohnen.» 
Lütolf zitierte zudem aus dem 
entsprechenden Gesetz, dass 
man als nicht erfolgreich inte-
griert gelte, wenn man wieder-
holt Übertretungen begehe, was 
in diesem Fall geschehen sei.

«Ich hoffe, es gibt eine  
Beschwerde»
Weil sich auch Teile der Mitte 
gegen die Einbürgerung stellten, 
wurde bereits klar, dass das Ge-
such abgelehnt würde, als Lea 
Schmidmeister (SP) das Wort er-
griff. «Wir übersteuern hier heu-
te vielleicht die Rechtsprechung. 
In gleich gelagerten Fällen gin-
gen die Einbürgerungen durch.» 
Sie hoffe, dass der Gesuchsteller 
eine Beschwerde einreiche, so 
die Grossrätin. Trotz dieses Vo-
tums lehnte der Grosse Rat die 
Einbürgerung mit 74 Nein- zu  
50 Ja-Stimmen ab.

Dreimal klaute der Gesuchsteller Artikel aus einem Geschäft, im Wert von rund 120 Franken.  Bild: Getty

Die Kanti Baden wird auf  
66 Abteilungen ausgebaut
Grosser Rat genehmigt Projektierungskredit von 
4,9 Mio. Franken, der Ausbau kostet später 51 Millionen.

Dem Rat lag eine Botschaft der 
Regierung vor, mit der diese 
einen Projektierungskredit von 
4,9 Millionen Franken beantrag-
te. Die Kanti hat dringenden 
Schulraumbedarf und benötigt 
eine Aufstockung auf 66 Abtei-
lungen und damit einen Ersatz 
der Provisorien. Das war in der 
vorberatenden Kommission un-
bestritten, sagte Präsident 
 Alfred Merz (SP). Der Baukredit 
(es geht dann um rund 51 Millio-
nen Franken) folge später.

Die Herausforderung des 
Projekts liege darin, dass die 
nach Architekt Haller ge-
nannten Bauten im Schweizeri-
schen Kulturgüterschutzin-
ventar aufgeführt sind. Das 
vorgeschla gene Projekt passe in 
den Hallerraster. Das bisherige 
Provi sorium müsse nach Inbe-
triebnahme des Neubaus zu-
rückgebaut werden, da der Bau 
in der Grundwasserschutzzone 
steht und eine befristete Baube-
willigung hat, sagte Merz weiter, 
und: «Mit 66 Abteilungen hat 
der Standort die maximale Be-

triebsgrösse erreicht.» Man sor-
ge sich aber ob der wegen des 
Ukraine-Kriegs uneinschätz-
baren Entwicklungen der Bau-
kosten, so Merz.

Im rot-grünen Ratsspektrum 
wurde die Erweiterung als abso-
lut nötig und richtig gelobt. Da-
bei müsse man auf Nachhaltig-
keit setzen, hiess es im Rat. 
Auch bei den Bürgerlichen kam 
die Vorlage gut an. Die Notwen-
digkeit des Ausbaus wurde auch 
von der SVP nicht wirklich be-
stritten. Christian Keller (SVP) 
fragte jedoch, ob man mit den 
hohen Kosten auf dem richtigen 
Weg sei? Die SVP lehnte den 
Kredit ab. Der Rat hiess ihn je-
doch mit 91:36 Stimmen gut.

Im Jahr 2027 soll das Projekt 
fertig umgesetzt sein
So geht es weiter: Geplant sind 
im vierten Quartal 2023 die Be-
ratung und der Beschluss für 
den Ausführungskredit. Bau-
beginn soll 2024 sein, die Über-
gabe an die Nutzer ist 2027  
geplant. (mku)

Streit um Schulordnung:  
«Ein Genderstern – oh jemine!»
Ratsrechte stört sich an der Hausordnung der Neuen Kanti Aarau.

Dominic Kobelt

Die Motion von Martin Bossert 
(EDU) verlangte die Durchset-
zung der sprachlichen Gleichbe-
handlung der Geschlechter in 
Verwaltung und Schulen im 
Kanton Aargau, speziell bezüg-
lich des Einsatzes typografischer 
Mittel wie Genderstern, Gen-
derdoppelpunkt, Gender-Gap 
und Gender-Mediopunkt. Dies, 
weil in der Hausordnung der 
Neuen Kantonsschule Aarau 
nicht von Schülerinnen und 
Schülern gesprochen wird, son-
dern von Schüler*innen. Die 
Schule sei umgehend auf die 
geltenden Richtlinien hingewie-
sen worden, argumentierte der 
Regierungsrat. Weil dies der ein-
zige Fall war, den die Motionäre 
anführten, erachtete er das An-
liegen als erfüllt. Er erklärte sich 
zur Entgegennahme des Vor-
stosses bereit und beantragte 
gleichzeitig dessen Abschrei-
bung. Diese wurde aber bestrit-
ten: Bossert fehlte in der Regie-

rungsantwort eine «proaktive 
Haltung». «Wir bedauern, dass 
der Regierungsrat auf weitere 
Beispiele nicht selber aufmerk-
sam geworden ist.» Am Samstag 
hatte die Junge SVP in einer Me-
dienmitteilung darauf hingewie-
sen, dass auch die SVA Aargau 
den Genderstern verwendet. Sil-
van Hilfiker (FDP) erklärte, dass 
seine Fraktion die Motion eben-
falls nicht abschreiben möchte. 
Der Regierungsrat mache es sich 
zu einfach. «Wir möchten keine 
Genderpolizei, aber eine ver-
stärkte Sensibilisierung.»

Dagegen argumentiert Carol 
Demarmels  (SP), dass die Gen-
derschreibweise in vielen Berei-
chen bereits Tatsache sei. «Soll 
unseren Kantonsschulen tat-
sächlich verboten werden, was 
sich in Wirtschaft und Gesell-
schaft schon durchgesetzt hat?» 
Andreas Fischer Bargetzi (Grü-
ne) wies darauf hin, dass es bei 
der Ablehnung der Gender-
schreibweise vielmehr um die 
Ablehnung von Menschen gehe, 

die sich nicht in die Geschlech-
terrollen einordnen wollten. «In 
der Hausordnung steht ein Gen-
derstern – oh jemine!», sagte Le-
lia Hunziker (SP). Die rechts-
konservative Ratshälfte wittere 
eine feministische Verschwö-
rung. «Das hat die Sprachpolizei 
auf den Plan gerufen, Übertre-
tungen sollen sanktioniert wer-
den.» Sonst schreie man überall 
nach Liberalismus, so Hunziker. 
Dominik Peter (GLP) fand eben-
falls: «Wir brauchen keine 
Sprachpolizei im Aargau.»

Landammann Alex Hürzeler 
betonte, dass es wichtig sei, dass 
man sich an die Richtlinien hal-
te, die sich an denjenigen des 
Bundes orientierten. Dies zu 
kontrollieren, sei aber nicht im-
mer ganz einfach. «Wir erken-
nen aber keinen besonderen 
Handlungsbedarf, der über das 
hinausgeht, was wir schon tun.»

Die Entgegennahme war un-
bestritten. Die Abschreibung 
wurde mit 66 zu 62 Stimmen 
unterstützt.

 

Es regnet  
Prüfungsaufträge
Finanzen Der Rat hat eine sper-
rige Botschaft debattiert und in 
erster Lesung gutgeheissen. Es 
geht dabei um die «Optimierung 
der Steuerung von Aufgaben 
und Finanzen sowie des Geset-
zes über die wirkungsorientierte 
Steuerung von Aufgaben und Fi-
nanzen». Konkret wollte die Re-
gierung ursprünglich damit die 
Schuldenbremse ändern, was 
von Bürgerlichen als Aufwei-
chung angeprangert wurde. Die 
Regierung lasse die Schulden-
bremse jetzt vorläufig unange-
tastet, so Finanzdirektor Markus 
Dieth in der Debatte.

Strittig ist aber auch, wer die 
Oberhoheit über die Lohnbe-
schlüsse hat: Wandern Kompe-
tenzen zur Regierung, wie viele 
Bürgerliche befürchten, oder 
ändert sich hier letztlich nichts? 
Besonders stark vor einer Kom-
petenzverschiebung warnt die 
SVP. Zu umstrittenen Punkten 
gab es noch keine definitiven 
Beschlüsse. Dafür regnete es für 
die zweite Beratung der Vorlage 
Prüfungsaufträge an die Regie-
rung. Erst in Kenntnis weiterer 
Antworten will das Kantonspar-
lament dann nächstes Jahr defi-
nitiv entscheiden. (mku)

 


